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Gesetz*
Rechtssatz:

BGB §§.1098, 875, 505, 397
Der aus einen* dinglichen Vorkaufsrecht^ Berech 
tigte kann schon vor Abschluß eines Kaufver­
trages ohne vorherige grundbuchmäßige Aufhe­
bung seines Rechtes (§ 875 BGB), durch schuld­
rechtlichen Brlaßvertrag mit dem Vorkaufsver- 
pflichteten diesen von der Vorkaufsverpflich­
tung befreien*
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Aktenzeichen; V ZR. 178/54
Urteil des BGH vom 14. November 1956 OLG Hamm



J78/54
Verkündet am 14» November 1956 
Symalla, Justizobersekretär als 
Urkundsbeamter der Geschäfts­

stelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

in BeflBdes Mühlenbesitzers Albert 
istraße fl,

Beklagten, Berufungsklägers und 
Revisionsklägers,

Prozeßbevollmächtigter* Rechtsanwalt Br,

gegen

die. GastwirtseheleutS Heinrich und Maria 
in BflHH), KflHflstraße

Kläger, Berufung'sbeklagte und 
Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigers Rechtsanwalt Br.

hat der V. Zivilsenat auf die mündliche Verhandlung vom 
14. November 1956 unter Mitwirkung des Senatspräsidenten 
Br< Tasche und der Bundesrichter Br. Augustin, Schuster, 
Br. Rothe und Br. Freitag

für Recht erkannt§

Bie Revision gegen das Urteil des 18. Zivil­
senats des Öberlandesgerichts in Haram vom 21,
Juni 1954 wird auf Kosten des'Beklagten zurück­
gewiesen.

Von Rechts wegen



Tatbestand:

Am 8. Juni 1951 schloß der Kläger Heinrich Sei 
zugleich ohne Vollmacht für seine Ehefrau, mit dem Vater 
des Beklagten, dem Anstreichermeister Heinrich 
vor dem Notar Pr. in D f l U  unter TJrkundenre-
gister Nr 99/51 einen Kaufvertrag.. Der Vater des Beklagten 
verkaufte,dem Kläger seine im Grundbuch von D 4 H H P - A  

Bd 171 Bl 8146 bez ei ohne ten Grundstücke Hausgrund­
stück LiflHHHHVstraß$ 137 und 139. a, sowie die unbe­
bauten Grundstücke Flur 1 Barzelle 150/29 und 146/29 für 
24 500 DM. Dies..war nur ein Teil seines Grundbesitzes. Die 
Ehefrau des Klägers genehmigte durch notarielle Erklärung 
vom 9. Juni 1951 die Vertretung durch ihren Ehemann beim 
Kaufabschluß.

An dem gesamten Grundvermögen des Vaters des Beklagten 
war für den Beklagten ein Vorkaufsrecht und eine Darlehns­
hypothek von 10 500 DM jeIngetragen.

Im Kaufvertrag nahmen die Käufer (Kläger) von diesen 
Belastungen der Kaufsgrundstücke zwar Kenntnis, der Vater' 
des Beklagten verpflichtete sich jedoch als Verkäufer, die 
Löschung dieser Rechte vor der Auflassung herbeizuführeni 
Bei Unterbleiben vollständiger Löschung sollten die Klä­
ger zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt sein. Die Auflas­
sung sollte spätestens zwei Wochen nach Eingang der behörd­
lichen Genehmigungen vorgenommen werden- Diese sind erteilt. 
Der Verkäufer H e i n r i c h b e w i l l i g t e  die Eintragung 
einer Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf Auflassung 
für die Kläger.
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Nachdem die Kläger durch den Notar Antrag auf Eintra­
gung der Vormerkung beim Grundbuchamt gestellt hattenmach­
te der Verkäufer Heinrich die Nichtigkeit des
Kaufvertrags geltend, insbesondere wegen fehlender eigener 
Geschäftsfähigkeit beim Abschluß und weil er, von der Mäkle­
rin getäuscht, irrtümlich das Haus 157 anstatt, wie er ge­
wollt habe,, das Haus Nr 139 verkauft habe.. Durch Urteil des 
Landgerichts Dortmund in einem Rechtsstreit, den die Klä­
ger daraufhin gegen den Vater.des Beklagten anhängig machten 
wurde die.Gültigkeit des Kaufvertrages festgestellt (Urteil 
vom 8.6.51, 8 - 0 - 141/51). Die Berufung des Vaters des Be­
klagten wies das Oberlandesgericht Hamm mit Urteil vom 27e 
Juni 1952 (6 U 101/52) zurück. Das Grundbuchamt trug nun­
mehr die Auflassungsvormerkung ein (wie die schon vom Be­
rufungsgericht beigezogenen Grundakten ergeben, am 31» Ok­
tober 1952).

Inzwischen hatte am 11. September 1951 der Prozeßbevoll 
mächtigte des Verkäufers Heinrich den Klägern *
schriftlsätzlich mitgeteilt, daß zwischenzeitlich der Be­
klagte von seinem Vorkaufsrecht Gebrauch gemacht habe.

Mit notariellem Übergabevertrag vom 14* Oktober 1951 
übertrug H e i n r i c h i f l H l  zu anderen als den im Vertrag 
vom 8. Juni 1951 vorgesehenen Bedingungen gegen Gewährung 
eines Wohnrechts und der Nettoeinkünfte seiner übergebenen 
Grundstücke seinen Gesamtgrundbesitz einschließlich des von 
den Klägern gekauften unter.Erklärung der Auflassung an den 
Beklagten.. Am 19. Dezember 1952-wurde der Beklagte demgemäß 
als Eigentümer im Grundbuch eingetragen.
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Vorher hatte schon am 12. März 1952 Heinrich B f l H H B »  
der sich mit dem Beklagten überworfen hatte, zu notariellem 
Protokoll den Klägern die Auflassung der verkauften Grundstücke 

• erklärt und die Umschreibung des Eigentums je zur ideellen 
Hälfte der Kläger bewilligt und beantragt.

Bas Grundbuchamt wies jedoch mit Beschluß vom 17« Bezem- 
ber 1952 den Antrag auf Eintragung der Kläger als Eigentümer 
ab mit der Begründung, daß nicht der Veräußerer, sondern der 
Beklagte als Eigentümer eingetragen sei.

Bie Kläger haben im ersten Rechtszug von dem Beklagten 
die Zustimmung für ihre Eintragung als Eigentümer der von 
ihnen gekauften Grundstücke je zur ideellen Hälfte und zur 
entsprechenden Auflassung begehrt mit der Begründung, der 
Beklagte habe vor ihrem Kaufvertrag, von dem Bürovorsteher 
B r ^ Ü  des beurkundenden Notars gefragt, auf sein Vorkaufsrecht 

. verzichtet. Außerdem hafte -der Beklagte als Vermögensüberneh­
mer für die Erfüllung des Kaufvertrages seines -Vaters.

Ber Beklagte hat Klageabweisung beantragt.- Er bestrei­
tet,auf die Ausübung des Vorkaufsrechts hinsichtlich der 
den Klägern verkauften Grundstücke verzichtet zu haben. Seine 
Bereitschaft, sein Vorkaufsrecht loschen zu lassen, habe sich 
nur auf das diesen nicht verkaufte Haus Nr 139 bezogen. ledig­
lich in Erwartung, einer entsprechenden Einigung mit den Klä­
gern habe er auch eine schriftliche Löschungserklärung dem 
Notar Br. B o f | ^ ^  übergeben, sie aber später durch seinen 
Vater zurückholen lassen.

Bas Landgericht gab durch UrteilVom 16« Bezember 1953 
der Klage unter Berufung auf § 419 BGB statt.



Der Beklagte hat Berufung eingelegt. Die Kläger haben 
im zweiten Rechtszug Zurückweisung der Berufung mit der MaQ-’ 
gäbe beantragt, daß der Beklagte verurteilt werde, die Grund­
stücke unmittelbar an sie aufzulassen und die entsprechende 
Grundbucheintragung zu bewilligen, ln diesem Sinne hat das 
Berufungsgericht erkannt.

Mit der Revision verfolgt der Beklagte seinen Antrag 
auf Klageabweisung weiter. Die Kläger bitten um Zurückweisung 
des Rechtsmittels.

Ehtscheidung8gründeg *

I.

1. Das Berufungsgericht geht von der Rechtswirksamkcit 
des notariellen.Kaufvertrags zwischen den Klägern und Hein­
rich B ^ H H H R t  vom 8../9* Juni 1951 aus. Diese Rechtswirk­
samkeit., führt das Berufungsgericht aus, sei in einem Rechts­
streit zwischen den Kaufvertragsparteien rechtskräftig fest­
gestellt worden,. Der Beklagte habe zwar zunächst behauptet, 
es sei ein um 500 DM geringerer Kaufpreis als tatsächlich 
vereinbart beurkundet worden.- Br habe diese Behauptung aber 
wieder fallen lassen. Teitere Hichtigkeitsgründe seien nicht 
ersichtlich.

r
k

t

' \

$
b

II. i.
1. Das Berufungsgericht hält im Gegensatz zum Landge- % 

rieht die Klage nicht schon wegen der Haftung des Vermögens- 
Übernehmers für die Verbindlichkeiten des Vermögensüb er ge- *
bers für begründet. Es führt dazu auss
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Im Falle wirksamer Ausübung des Vorkaufsrechts wäre 
zwar der Kaufvertrag zwischen den Klägern und Heinrich

bestehen geblieben, die Kläger hätten jedoch nur 
noch die Hechte aus den §§ 325, 326 BGB ausüben, nicht hin­
gegen Erfüllung verlangen können*

Tatsächlich habe aber der Beklagte zur Zeit der von ihm 
behaupteten Ausübung des Vorkaufsrechts dieses gar nicht mehr 
gehabt* Zwar sei mangels Aufgabeerklärung und Löschung im 
Grundbuch das dingliche Vorkaufsrecht nicht nach § 875 BGB 
untergegangen. Die materielle Grundlage des dinglichen Vor­
kaufsrechts sei jedoch stets ein schuldrechtliches und die­
ses sei durch einen Erlaßvertrag zwischen Heinrich 
und dem Beklagten erloschen, weswegen der Beklagte auch das 
dingliche Vorkaufsrecht nicht mehr habe ausüben können* Nach 
der Bekundung des als Zeuge vernommenen Bürovorstehers Bx^ H P  
des beurkundenden Notars sei der Vater des Beklagten am 31*
Mai 1951 mit einem (später abgesprungenen) Kaufinteressenten 
zu ihm ins Büro gekommen und habe erklärt, daß er Grundbe­
sitz verkaufen wolle« Der Zeuge habe darauf hingewiesen, daß 
zunächst die Hypothek und das Vorkaufsrecht gelöscht werden 
müßten und er (Zeuge) zu diesem Zweck sich mit dem Beklagten 
in Verbindung setzen müsse4 Nach der Bekundung des Zeugen habe 
der Vater B 0 H B 9  ihm Auftrag dazu gegeben. Dieser Auftrag 
habe rechtlich eine Vollmacht enthalten, namens des Vaters 
des Beklagten mit letzterem ein Erlaßvertrag hinsichtlich 
des Vorkaufrechts zu schließen« Dementsprechend habe der 
Zeuge den Beklagten angerufen und ihm mitgeteilt, daß sein 
(des Beklagten) Vater, in dessen Aufträge er anrufe, Grund­
besitz verkaufen wolle und schon mit einem Interessenten da­
gewesen sei. Anschließend habe der Zeuge den Beklagten gefragt, I !



- 7 -

ob er mit der Löschung seiner Hypothek und seines Vorkaufs­
rechts einverstanden sei, ohne dabei die Präge auf bestimm­
te Grundstücke des Vaters zu beschränken. Per Be­
klagte habe darauf geantwortet, er sei bereit, die Löschung 
beider Rechte zu bewilligen* Wenn der Zeuge sich auch zur 
Zeit seiner Vernehmung nicht mehr genau an die Einzelheiten 
des Telefongesprächs erinnert habe, so seien doch die oben 
aufgeführten Feststellungen gerechtfertigt, weil der Zeuge 
schon am 6.. Juni 1951, also noch unter dem frischen Eindruck 
des Telefongesprächs, dem Beklagten den Entwurf einer Lö- 
schungsbewilligung Uber Hypothek und Vorkaufsrecht an dem 
ganzen Grundbesitz des Vaters zugesandt habe und außerdem 
am 80 Juni 1951 den Klägern und dem Vater des Beklagten bei 
den Kaufvertragsverhandlungen erklärt habe, der Beklagte 
verzichte auf sein Vorkaufsrecht und bewillige die Löschung 
der Hypothek« In dem Telefongespräch sei der mündliche kei­
ner Form bedürftige .Erlaßvertrag hinsichtlich des Vorkaufs­
rechts zustande gekommen.

2. Pie Revision hält die Ausübung des Vorkaufsrechts 
für wirksam und bekämpft die Ausführungen des Berufungsge­
richts als rechtsirrig.

Sie ist der Meinung, ein dingliches Vorkaufsrecht könne 
nur durch Aufgabeerklärung und Löschung im Grundbuch (§ 875 
BGB) zum Erlöschen gebracht werden. Biese Auffassung ist je­
doch zu eng. Nach § 505 Abs. 2 in Verbindung mit § 1098 BGB 
kommt zwischen dem Vorkaufsverpflichteten und dem Vorkaufs­
berechtigten ein schuldrechtliches Kaufverhältnis mit dem 
Inhalt des Vertrages zwischen dem ursprünglichen Käufer und 
dem Vorkaufsverpflichteten zustande. Paß die Rechte des Vor­
kauf sb er echtigten aus diesem schuldrechtlichen KaufVerhält­
nis nachträglich durch Erlaßvertrag beseitigt werden können,
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if

steht außer Zweifel* Es wäre ein unnötiger Umweg, wenn der 
Vorkaufsberechtigte, der nicht kaufen will, zunächst das 
Vorkaufsrecht ausüben müßte., um dann darauf Vorsichten zu 
können, oder aber erst den fruchtlosen Ablauf der Prist zur 
Ausübung abwarten müßte* Dabei ist insbesondere an das Vor­
kaufsrecht für mehrere Verkaufsfälle zu denken, wo eine 
Teillöschung für jeden Einzelfall der Eichtausübung eben­
falls ein recht umständliches und zeitraubendes Verfahren 
wäre*. Es besteht daher kein Bedenken, daß der Vorkaufsbe­
rechtigte durch Erlaßvertrag (§ 397 BGB) im voraus den Vor­
kauf sverpflichteten von der Verpflichtung befreit, die durch 
die Ausübung des Vorkaufsrechts eintreten würde (vgl auch 
RG DR 1944, 3.1 Er 13? RGZ 114, 155 {158] mit Hinweis auf 
RG LZ 1925, 546^; RG Gruchot 48, 350$ noch weitergehend 
Wolff, Sachenrecht, 9* Aufl § 126 VI Fußnote 42)*

Auf jeden Fall sei, meint die Revision weiter, das 
Berufungsgericht zur Annahme eines Erlaßvertrago ;nur unter 
Verstoß gegen § 286 ZPO gekommen, Der Hinweis der Revision 
auf die Bestimmung des § 17 Abs 1 Er 5 REotO, nach der ein 
Notar von der Ausübung der Beurkundungstätigkeit ausgeschlos­
sen ist, wenn er in der betreffenden Angelegenheit Bevoll­
mächtigter eines Beteiligten ist, erledigt sich schon da­
durch, daß nicht der Eotar, sondern sein Bürovorsteher tä­
tig geworden ist* Für diesen galt aber die gesetzliche 
Schranke nicht (anders § 28 Satz 2 RNotO)* Die Vertretung von 
Beteiligten an einem zu beurkundenden Rechtsgeschäft durch 
Angestellte des Notars ist sogar eine häufige Erscheinung*
Der Revision ist zuzugeben, daß vielfach, insbesonder bei 
Hypothekenlöschungen, der Eotar von der bei ihm liegenden 
Löschungsbewilligung des Gläubigers ohne dessen Anweisung

4
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keinen Gebrauch machen darf, etwa wenn zunächst noch die 
Zahlung der Schuld aus dem Kaufpreis abgewartet werden 
muß.. Durch das - hier allein zu betrachtende - Vorkaufs­
recht war jedoch der zwischen dem Vater des Beklagten 
und den Klägern zu schließende Kaufvertrag in seiner Ge­
samtheit bedroht, indem zumindest die Käufer (Kläger) berech­
tigt waren, vom Kaufverträge zurückzutreten, weswegen eine 
erhöhte Sicherheit für den Verkäufer vor Vertrags Schluß be­
nötigt wurde, daß das Vorkaufsrecht nicht ausgeübt werde.

Die Revision macht unter Hinweis auf die Behauptung 
des Beklagten, er habe bei dem Telefongespräch gemeint, 
es handele, sich nur um das Haus Nr 139, anstatt wie wirk­
lich Nr 137, dem Berufungsgericht zum Vorwurf, es habe fol­
gende Wendungen in der Aussage des Zeugen Bracht nicht be­
achtet? "Ich eröffnete dem Beklagten, daß sein Vater Grund­
besitz verkaufen wolle. Ob ich ihm bei dieser Gelegenheit 
gesagt^ habej^ wel che_Hauser_ es_ sich_ handle^ weiß_ ich_ nicht.
.... Ich habe (bei Abschluß des Vertrages zwischen den Klä­
gern und dem Vater des Beklagten) über den Inhalt des Tele­
fongesprächs berichtet, und zwar dahin, daß der Beklagte auf 
das Vorkaufsreöht verzichte und auch die Böschung der Hypo­
thek bewillige. ... Für mich stand fest, daß Albert 
(der.Beklagte) die Löschung bewilligen würde, sonst hätte ich 
an diesem Tag einen solchen Vertrag nie aufgesetzt."

Es ist der Revision zuzugeben, daß sich das Berufungs­
gericht mit den. vor stehend unterstrichenen Wendungen nicht 
ausdrücklich auseinandersetzt. Es hat aber die Aussage des 
Zeugen B r ^ H ^  eingehend gewürdigt. Hierbei v/ar es ihm, auch 
wenn der Zeuge sich an bestimmte Einzelheiten nicht erinner­
te, unbenommen, aus anderen Umständen Schlüsse auf den Inhalt
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des Telefongespräches zu ziehen. In diesem Zusammenhang 
hat es besonderes Gewicht darauf gelegt, daß der Zeuge 
kurz nach dem Telefongespräch dem Beklagten einen Entwurf 
für eine Löschungserklärung über Hypothek und Vorkaufs­
recht bezüglich des gesamten Grundbesitzes des Vaters 
des Beklagten zugesandt und ohne erneute Rückfrage bei 
dem Beklagten den Vertrag zwischen den Klägern und dem 
Vater des Beklagten entworfen hat. Alle Einzelheiten der 
Zeugenaussage zu würdigen, war das Berufungsgericht nicht 
verpflichtet. Es ist dabei zu beachten, daß auch nach einem 
mündlichen Erlaßvertrag bezüglich des Vorkaufsrechts Erklä­
rungen in grundbuchmäßiger Form zu der formellen Löschung 
der Grundbucheintragung ja auf jeden Fall noch erforder­
lich waren. Wenn der Zeuge daher ausgesagt hat, es
sei für ihn feststehend gewesen, daß der Beklagte die Lö­
schung bewilligen würde, so war daraus nicht zwingend ab­
zuleiten, daß er vorher nicht durch Erlaßvertrag auf das 
Vorkaufsrecht verzichtet haben könnte. Wenn das Berufungs­
gericht daher im Rahmen seiner Gesamtwürdigung zu dem Er­
gebnis kam., daß in dem Telefongespräch der Verzicht auf das 
Vorkaufsrecht hinsichtlich des ganzen Grundstücks für den 
Zeugen und den Beklagten klar genug zum Ausdruck gekommen 
sei, so ist diese im wesentlichen auf dem Gebiet des Tat­
sächlichen liegende Würdigung aus Rechtsgründen nicht zu 
beanstanden.

Die Revision rügt in diesem Zusammenhang noch, das Be-
X

rufungsgerieht hätte das von dem Zeugen B r ^ ^  nach seiner 
Angabe verfaßte Schreiben des Notars an den Beklagten vom 
6., Juni 1951, mit dem er diesem die Entwürfe zur Löschungs­
bewilligung übersandte, sich vorlegen lassen müssen. Die
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Bevision glaubt, es habe auch dem Landgericht Vorgelegen, 
weil der Zeuge erwähnt hat, daß es sein Diktatzeichen trug. 
Auch hier ist aber ein Verfahrensverstoß nicht gegeben. Daß 
das Schreiben dem Landgericht vorlag, ist dem Tatbestand 
des landgerichtlichen Urteils nicht zu entnehmen. Der Zeuge 
konnte das Schreiben auch auf der Notariatskanzlei vor der 
Vernehmung im Entwurf eingesehen haben. Sofern der Beklagte 
dem Schreiben Beweiswert beimaß, war es seine Sache, es 
dem Berufungsrichter vorzulegen. Im übrigen ist zu der in 
diesem Zusammenhang hauptsächlich in Betracht kommenden 
Wendung des Schreibens: ”Ich nahm davon Kenntnis, daß Sie 
bereit sind, das. Vorkaufsrecht .... löschen zu lassen.” 
auf das oben Gesagte über die Notwendigkeit formeller Lö­
schung des Vorkaufsrechts trotz materiellen Untergangs zu 
verweisen.

-
*

*

Ob das Berufungsgericht durch § 139 ZPO verpflichtet 
war, dem Beklagten nahe zu legen, durch seinen Vater Be­
weis dafür anzutreten, daß nur das Haus Nr 137 (gemeint wohl: 
139) verkauft werden sollte, kann dahingestellt bleiben, da 
eine Aufhebung und Zurückverweisung wegen dieses etwaigen Ver­
fahren smangels zur Nachholung der Vernehmung wegen des in­
zwischen eingetretenen Todes des Vaters des Beklagten nicht 
mehr in Präge kommt. Die eidesstattliche Erklärung des Va­
ters des Beklagten vom 3. November 1953, die während des 
ersten Bechtszugs von dem Vater des Beklagten seihst einge­
reicht wurde, bezieht sich nur auf die Hinterlegung der 
schriftlichen Löschungsbewilligung und nicht auf das hier 
iil Präge stehende Telefongespräch- Das Berufungsgericht brauch“ 
te eine Verwertung dieser Erklärung als Beweismittel deshalb 
nicht anzuregen.

*

iß*
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Schließlich rügt die Revision noch, die Beteiligten 
hätten den schuldrechtlichen Erlaßvertrag, der durch 
Löschung noch nicht durchgeführt gewesen sei, rückgängig 
machen können, solange das Vorkaufsrecht noch nicht ge­
löscht gewesen sei. Mit dieser Möglichkeit habe das Be­
rufungsgericht sich nicht auseinandergesetzt.

Richtig ist, daß der Erlaßvertrag formlos wieder auf­
gehoben werden konnte. Damit war das dingliche Vorkaufs­
recht aber nicht wieder hergestellt, dazu hätte es einer 
Neubegründung bedurft* Hier fehlt es schon an einer ent­
sprechenden Behauptung des Beklagten. Außerdem hätte ein 
neubegründetes Vorkaufsrecht nicht den Rang des eingetra­
genen erlangt, weil die noch bestehende Eintragung sich 
nicht auf dieses neue Recht bezogen hätte (BGH vom 28.10. 
1952, Lind-Möhr § 873 BGB Nr 1>.

III.

Das Berufungsgericht hat nicht verkannt, daß die Klä­
ger als durch Vormerkung - gesicherte Gläubiger auf Grund einer 
Auflassungsvormerkung lediglich die Zustimmung des Beklagten 
zu der bereits vorgenommenen Auflassung seines Vaters an die 
Kläger verlangen konnten (§ 888 BGB). Es hält diese Vor­
schrift jedoch nicht für. anwendbar, da der Beklagte als Ver­
mögensübernehmer nach § 419. BGB für die Erfüllung des Kauf­
vertrages, den die Kläger mit dem Vater des Beklagten ge­
schlossen haben, hafte,, die Auflassung an den Beklagten den 
Anspruch der Kläger daher im Sinne des § 888 BGB weder ver­
eitle noch beeinträchtige, so daß der Anspruch auf Zustim­
mung aus § 888 BGB nicht gegeben sei» Hilfsweise hält das 
Berufungsgericht beide Ansprüche (aus § 888 BGB auf Zustim-
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mung und aus § 4-19 B6B auf Erfüllung) für begründet und 
zur Wahl des Gläubigers stehend.

Hinsichtlich der Vermögensübernahme hat das Berufungs­
gericht sich in der Hauptsache auf die Ausführungen des 
Landgerichts bezogen. Dieses hat ausgeftihrt: Der Beklagte 
habe durch den Übernahmevertrag vom 14. Oktober 1951 nahe­
zu das gesamte Vermögen des Vaters übernommen. Diesem seien 
nur noch Hausrat und Kleidungsstücke geblieben. Der nicht- 
übernommene Hausrat schließe die Anwendbarkeit des § 419 BGB 
nicht aus. Abgesehen davon, daß ein Teil des Mobiliars offen­
bar Ersatz für eingebrachtes Gut der Ehefrau Brockmann, der 
Mutter des Beklagten, sei, sei der Wert dieser Gegenstände 
im Verhältnis zu dem übrigen Vermögen geringe Ob der Vater 
des Beklagten und dieser selbst das Bewußtsein gehabt hät­
ten, eine Vermögensübertragung im Sinne des § 419 BGB vor- 
zunebmen, sei ohne Bedeutung.

Die Revision bittet zu prüfen, ob das Berufungsgericht 
den Begriff der Vermögensübernahme nicht verkannt habe. Sie 
verweist dabei insbesondere auf die Gegenleistungen in dem 
Übertragsvertrag vom 14. Oktober 195K Es handelt sich dabei 
um das Wohnrecht in einer Etagenwohnung von drei Räumen (Kü­
che, Schlafzimmer und Wohnzimmer), sowie die Bestimmung, daß 
der Übergeber (Vater des Beklagten) zwar den Grundbesitz 
zu verwalten, die laufenden Abgaben und Gefälle zu bezahlen 
und für die ordnungsmäßige Instandhaltung zu sorgen habe,, 
jedoch die nach Abzug der Auslagen verbleibenden Hebenein­
künfte erhalten solle. Hach der Behauptung des Beklagten 
sind diese durch privatschriftlichen Hachtrag auf einen 
Mindestbetrag von 200 Dil monatlich festgesetzt worden.
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Soweit diese Vermögensvorteile in Betracht kommen, 
wird, dadurch der Tatbestand der Vermögensübernahme nicht in 
Frage gestellt (RGZ 148, 265)* Im übrigen erweist sich die 
Auffassung des Berufungsgerichts über die Haftung des Be­
klagten nach § 419 BGB auch schon deswegen als richtig, 
weil nur die Erträgnisse des Vermögens dem Vater des Be­
klagten zufließen sollten, die Substanz des Vermögens je­
doch auf den Beklagten übergehen sollte.. Nach dem gesetz­
geberischen Zweck der Vorschrift r.Schutz der Gläubiger - 
genügt das für die Haftung aus §. 419 BGB (siehe auch § 1086 
BGB)« Soweit das Berufungsgericht hinsichtlich des Hausrats 
ohne nähere Darlegung einen Teil als im Eigentum der Mutter 
des Beklagten stehend wertet, ist dies unschädlich, weil es 
sich insoweit nur um eine Hilfsbegründung handelt, die Haupt 
begründung, der Hausrat falle gegenüber dem übergebenen 
Vermögen nicht ins Gewicht, aber durchschlägt.

IV.

Die Revision vermißt eine selbständige Prüfung des Be-
♦

rufungsgerichts zu der Frage der Rechtswirksamkeit des zwi­
schen den Klägern und dem Vater des Beklagten geschlossenen 
Vertrages. Sie erhebt die Rüge allerdings nur für den Fall, 
daß die rechtskräftige Entscheidung über die Rechtswirksam­
keit aus dem Rechtsstreit zwischen den Vertragsparteien dem 
Beklagten nicht entgegengesetzt werden könne. . Die genannte 
Rechtskraftwirkung ist zu verneinen. Der streitige Grundbe­
sitz ist, wenn auch wirtschaftlich gesehen Streitgegenstand, 
doch keine streitbefangene Sache im Sinne der §§ 266, 626 
ZPO, da die FeststellungBklage nicht gegen den Vater des 
Beklagten in seiner Eigenschaft als Eigentümer, sondern als



Verkäufer erhoben, worden ist. Die Rechtsnachfolge in das 
Vermögen nach § 419 BGB ist andererseits keine Gesartnachfolg 
im Sinne des § 325 ZPO^ wie es etwa die Beerbung ist (Stein- 
Jonas-Schönke 18. Aufl § 325 II 1 bei Note 18, sielie auch 
§ 729 ZPO). Das Berufungsgericht hat auch nicht etŵ . rechts­
irrig eine Erstreckung der Rechtskraft aus jenem Prtjzeß 
auf das Verhältnis zwischen den Klägern und dem Beklagten 
für gegeben erachtet. Das Berufungsgericht hat lediglich 
durch die Verweisung auf die Entscheidung in jenem Prozeß 
in zulässiger Weise sich hinsichtlich der Rechtswirksamkeit 
des Kaufvertrags auf die Gründe der Urteile in jenen! Rechts­
streit bezogen und sie sich zu. eigen gemacht (Jonas-pchönke- 
Pohle § 551 II 7 C bei Note 42). Der Schwerpunkt des gegen­
wärtigen Prozesses lag auch nicht in der Präge der Rschts- 
beständigkeit des Vertrags vom 8. Juni 1951. Die Revision 
beschränkt sich denn auch darauf zu rügen, das Berufungs­
gericht habe trotz der Behauptung des Beklagten, den Klägern 
seien Werte in Höhe des Dreifachen ihrer Gegenleistung ', 
durch den Vertrag.übertragen worden, die Nichtigkeit' des 
Vertrages nach § 138 BGB nicht untersucht. Eine nähere Dar­
legung fehlt. Der Vorwurf der Ausbeutung im Sinne dei ge­
nannten Vorschrift war, soweit ersichtlich, gegen die Klä­
ger in der Tatsacheninstsnz nipht erhoben worden. Einj Ver­
stoß nach den §§ 286, 551 Abs 1 Nr 7 ZPO ist daher nicht fest­
zustellen.
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V.

Hach alledem war die Revision als imbegründet mit der 
Kostenfolge des § 97 Abä 1 ZPO. zuiiiclcsirvvei sen0

Dr. Tasche Dr. Augustin Bundesrichter Schuster
ist. durch Kranicheit 
verhindert zu unter­
schreiben«

Rothe Dr. Freitag Br. Tasche
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